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Zahl: LAD-VD-B269-10010-8-2008  
Betr:  Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bankwesengesetz, das 

Wertpapieraufsichtsgesetz 2007, das Börsegesetz 1989, das 
Sparkassengesetz, das Bundesfinanzierungsgesetz, das Versicherungs-
aufsichtsgesetz, das Betriebspensionsgesetz und das 
Finanzkonglomerategesetz geändert werden; Stellungnahme 

 

Bezug:  BMF-040402/0003-III/5/2008 

 
 

Zu dem mit obbez. Schreiben übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Bankwesengesetz, das Wertpapieraufsichtsgesetz 2007, das Börsegesetz 

1989, das Sparkassengesetz, das Bundesfinanzierungsgesetz, das Versicherungs-

aufsichtsgesetz, das Betriebspensionsgesetz und das Finanzkonglomerategesetz 

geändert werden, erlaubt sich das Amt der Burgenländischen Landesregierung 

mitzuteilen, dass vom Standpunkt der vom ho. Amt zu wahrenden Interessen kein 

Anlass zur Geltendmachung von Bedenken oder Abänderungswünschen besteht. 

 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme ergeht an die e-mail Adresse 

„begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at“. 

 

 
Für die Landesregierung:  

Im Auftrag des Landesamtsdirektors: 
Dr.in Handl-Thaller 

23/SN-205/ME XXIII. GP - Stellungnahme zu Entwurf elektronisch übermittelt 1 von 2

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.

www.parlament.gv.at



 

 

Zl.u.Betr.w.v.       Eisenstadt, am 17.07.2008 
 

 
1. Präsidium des Nationalrates, Dr. Karl Renner-Ring 3, 1017 Wien 
2. Präsidium des Bundesrates, Dr. Karl Renner-Ring 3, 1017 Wien 
3. Allen Ämtern der Landesregierungen (z.H. der Herren Landesamtsdirektoren) 
4. Der Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der NÖ. Landesregierung, 

Schenkenstraße 4, 1014 Wien 
 

zur gefälligen Kenntnis. 

 

 
Für die Landesregierung:  

Im Auftrag des Landesamtsdirektors: 
Dr.in Handl-Thaller 

23/SN-205/ME XXIII. GP - Stellungnahme zu Entwurf elektronisch übermittelt2 von 2

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.

www.parlament.gv.at


